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betreffenden Kollektiv hervorgerufen wurde“. Die Gesetzes­
formulierung sollte so verstanden werden, daß es sich um 
solche Straftaten handelt, die Schwerpunkte der gesell-, 
schaftlichen Entwicklung betreffen und Haltungen und Ein- 
Stellungen des Straftäters zu den gesellschaftlichen Interes­
sen zum Ausdruck "bringen, die besonders verantwortungslos 
sind.

Das können Straftaten sein, durch die hohe ökonomische 
Verluste eingetreten sind und wo es besonders darauf an­
kommt, den Ursachen und Bedingungen auf den Grund zu 
gehen, um — soweit sie durch betriebliche Unzulänglichkei­
ten bedingt sind — diese Umstände zu verändern. Das kön­
nen ebenso Straftaten sein, die durch umfangreiche Spe­
kulationen, Warenhortungen u. a. die Versorgung der Be­
völkerung stören und besonders egoistische Haltungen und 
Einstellungen des Straftäters sichtbar machen, wie auch 
Straftaten, durch die die öffentliche Ordnung und Sicherheit 
nachhaltig beeinträchtigt oder die Bevölkerung besonders be­
unruhigt wurde.9 10 Die besondere Funktion des gesellschaftli­
chen Anklägers — d. h. die Mitwirkung eines zweiten Anklä­
gers, wenn auch mit anderer Aufgabenstellung als der Staats­
anwalt — kann deshalb nur dann sinnvoll sein, wenn beson­
dere, über ein kleines Kollektiv hinausgehende und damit 
übergreifende Interessen größerer Kollektive oder Organi­
sationen eine Rolle spielen, die auch rechtspropagandistisch 
eine besondere Bedeutung haben. Damit soll zugleich gesagt 
werden, daß nicht bei jeder Straftat, die Empörung unter 
Teilen der Bevölkerung ausgelöst hat, ein gesellschaftlicher 
Ankläger zu beauftragen, sein wird.19

Voraussetzung und Kriterium für die Mitwirkung eines 
gesellschaftlichen Anklägers sind also nicht schwere Folgen 
einer Straftat an sich; beachtlich sind vielmehr die Bedin­
gungen des Zustandekommens einer solchen Straftat, insbe­
sondere, ob sie ein bedeutsames gesellschaftliches Problem 
beinhaltet, das mit der Kraft der Gesellschaft überwunden 
werden muß. Damit wird zugleich gesagt, daß der Ange­
klagte dem gesellschaftlichen Ankläger nicht unbedingt aus 
gemeinsamer Arbeit bekannt sein muß (vgl. § 55 Abs. 2 
StPO). Der gesellschaftliche Ankläger muß auch in bezug auf 
die Straftat Sachkunde besitzen, weil er insbesondere zu ih­
rer Schwere, dem verursachten Schaden und den gesellschaft­
lichen Auswirkungen Stellung nimmt.

Spezielle Voraussetzungen
für die Mitwirkung gesellschaftlicher Verteidiger

Beim gesellschaftlichen Verteidiger liegen die Voraussetzun­
gen und Kriterien für seine Mitwirkung etwas anders. Da der 
gesellschaftliche Verteidiger zwar zur Verteidigung beiträgt, 
aber kein Beistand oder Anwalt (Strafverteidiger) des Ange­
klagten ist, geht es auch hier in erster Linie um übergreifende 
gesellschaftliche Interessen, um Interessen größerer Kollek­
tive. Im Vordergrund steht, aus ihrer Kenntnis heraus Zu­
sammenhänge und Bedingungen mitzuteilen, die für die Ver­
teidigung des Angeklagten beachtlich sein können. Daraus 
folgt auch, daß bei mehreren Angeklagten nicht mehrere ge­
sellschaftliche Verteidiger mitwirken müssen. Die Beauftra­
gung eines gesellschaftlichen Verteidigers kann z. B. geboten 
sein, wenn ein Werktätiger sich' in einer komplizierten Ent­
scheidungssituation befand, in deren Ergebnis er nicht die 
richtige Entscheidung getroffen hat (Fälle, die dem Wider­
streit der Pflichten — § 20 StGB — oder dem Wirtschafts­
risiko — § 169 StGB — nahekommen), oder in Fällen, in denen 
ohne persönliche Bereicherungsabsicht mit Hilfe unrechtmäßi­
ger Handlungen das Ansehen des Betriebes erhalten werden 
sollte, aber auch in den obengenannten Fällen, bei denen der 
Volkswirtschaft durch fahrlässiges oder sonst unaufmerk­
sames Verhalten ein großer Schaden zugefügt wurde.

Dem speziellen Auftrag des gesellschaftlichen Verteidigers 
entspricht es, daß er dem Gericht aus gesellschaftlicher Sicht 
die mildernden Umstände'darlegt und in den Kollektiven die 
rechtspolitische Bedeutung der getroffenen gerichtlichen Ent­
scheidung erläutert (weil es gerade in den letztgenannten 
Fällen für Nichtjuristen oft nicht einfach ist zu begreifen, 
warum trotz u. U. sehr hoher Schadenssummen eine Ver­
urteilung auf Bewährung oder ein öffentlicher Tadel aus­
gesprochen oder von Maßnahmen der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit abgesehen wurde). Das Gesetz sieht die Be­
auftragung eines gesellschaftlichen Verteidigers schließlich 
auch dann vor, wenn „nach der Auffassung des Kollektivs 
oder gesellschaftlichen Organs . . . schwerwiegende Zweifel 
an der Schuld (des Beschuldigten oder Angeklagten) bestehen 
(§ 56 Abs. 2 StPO).

Dem gesellschaftlichen Verteidiger kommt demnach vor 
allem zu, in solchen Fällen aufzutreten, in denen besondere
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schuldmindernde Umstände zu berücksichtigen sind (kompli­
zierte Entscheidungssituation, außergewöhnliche Anforderun­
gen an den Handelnden, Bemühungen-um die Lösung volks­
wirtschaftlich komplizierter Widersprüche u. ä.). Dagegen 
wird der Kollektivvertreter darüber hinaus die in der Per­
sönlichkeit des Beschuldigten bzw. Angeklagten liegenden, zu 
dessen Gunsten sprechenden Umstände des Gesamtverhaltens
vor und nach der Tat herausstellen.

*
Aus dem Gesagten folgt, daß an die Personen, die als gesell­
schaftlicher Ankläger oder gesellschaftlicher Verteidiger mit­
wirken, bestimmte Anforderungen zu stellen sind. Sie müssen 
ihrer unterschiedlichen spezifischen Verantwortung' im Ver­
fahren bei der Feststellung der Wahrheit, der Gewährleistung 
der Gesetzlichkeit und der Rechte der Bürger im Strafver­
fahren gerecht werden und sollten darüber hinaus als Reprä­
sentanten der Öffentlichkeit an der Auswertung des Verfah­
rens mitwirken. Dieses Verständnis des Wesens des gesell­
schaftlichen Anklägers und des gesellschaftlichen Verteidigers 
trägt m. E. zu einer hohen Qualität dieser Mitwirkungsformen 
bei.

Würde davon ausgegangen, daß diejenigen Kollektive, 
denen der Beschuldigte oder der Angeklagte unmittelbar an­
gehört (Grundkollektive), keinen gesellschaftlichen Ankläger 
oder Verteidiger beauftragen können, wären sie neben der 
Mitteilung über den Verdacht einer Straftat nur darüber zu 
informieren, daß sie einen Kollektivvertreter benennen und 
eine Bürgschaft übernehmen können. Es entfiele dann ihre 
Aufklärung gemäß § 102 Abs. 3 StPO über die gesetzlichen 
Voraussetzungen der Beauftragung eines gesellschaftlichen 
Anklägers oder gesellschaftlichen Verteidigers. Eine solche 
Handhabung wäre für die Grundkollektive überschaubarer, 
würde ihnen ihre Entscheidung erleichtern.

Eine eindeutige Orientierung auf gesellschaftliche Organe, 
Nationale Front usw. als den nach § 54 Abs. 1 StPO berechtig­
ten Kreis, einen gesellschaftlichen Ankläger oder gesellschaft­
lichen Verteidiger zu beauftragen, würde die Mitwirkung ge­
eigneter Bürger für eine solche Aufgabe fördern und den 
öffentlichen Einfluß auf die Aufdeckung und Beseitigung von 
Ursachen und begünstigenden Bedingungen von Straftaten 
verstärken.

9 Vgl. H. Hugot/K.-H. Oehmke, a. a. O.
10 Wurden z. B. Rentnern mehrfach Geldbörsen gestohlen, kann das 

große Empörung auslösen, jedoch wird es in diesen oder anderen 
Fällen durchaus ausreichen, über Presse, Nationale Front usw. den 
Bürgern mitzuteilen, daß der Täter gefaßt und einer gerechten 
Strafe zugeführt wurde.


